
Beschluss des Kooperationsausschusses

lfd. Nr. 0512018

Gegenstand Vereinbarung des Landes Hamburg und des Bundesministeriums für

Arbeit und Soziales (BMAS) über die Schwerpunkte der Arbeits-

markt- und lntegrationspolitik in der Grundsicherung für Arbeitsu-

chende auf Landesebene nach $ l8b Abs. I Satz 3 SGB ll

Ziel: Unterstützung der geschlechtergerechten Umsetzung der Ziel-

werte und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Beschlusstext ln $ 1 Absatz2 Satz 3 SGB ll ist das Ziel festgehalten, die Gleichstellung

von Frauen und Männem als durchgängiges Prinzip der Grundsicherung

für Arbeitsuchende zu verfolgen. Gemäß $ 1 Abs. 2SaV.4 Nr. 3 und 4

SGB ll sind die Leistungen der Grundsicherung darauf auszurichten, dass

geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfä higen Leistungsberech-

tigten entgegengewirkt wird sowie d ie fa milienspezífischen Lebensverhä lt-

nisse von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die Kinder eziehen oder

pflegebedürftige Angehörige betreuen, berücksichtigt werden. Zudem gilt

gemäß $ 16 Abs. 1 Satz 4 SGB ll i.V.m. $ 1 Absatz 2 Nr.4 SGB lll, dass

die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende die berufliche Situ-

ation von Frauen verbessern'sollen, indem sie auf die Beseitigung beste-

hender Nachteile sowie auf die Übenruindung eines geschlechtsspezifisch

geprägten Ausbildungs- und Arbeitsmarktes hinwirken und Frauen min-

destens entsprechend ihrem Anteil an den Arbeitslosen und ihrer relativen

Betroffenheit von Arbeitslosigkeit gefördert werden. Diese Mindestbeteili-

gungsquote ist ein wichtiger Aspekt, um eine geschlechtergerechte ln-

tegration bei der Arbeitsvermittlung zu eneíchen und die Förderung den

Bedarfen entsprechend auszugestalten. Dahinter steht der sowohl im

Grundgesetz als auch in der Hamburgischen Verfassung verankerte Auf-

trag, die Durchsetzung der rechtlichen und tatsächlichen Gleichberechti-

gung von Frauen und Männern zu fördern.



ln Hamburg ist insgesamt eine positive Tendenz hinsichtlich der Errei-

chung der Mindestbeteiligungsquote zu verzeichnen. Dieser positive Effekt

sollAnsporn sein, die Beteiligung von Frauen als einen dauerhaften As-

pekt der Maßnahmeplanung und der Beratungsarbeit zu etablieren, um

eine gleichberechtigte Förderung von Männern und Frauen zu erreichen.

Darüber hinaus sind die Maßnahmewirkungen genau zu betrachten.

Zur Unterstützung der Umsetzung des Zieles einer geschlechtergerechten

Arbeitsförderung ist im ersten Schritt die Situation zu analysieren, um

dann im zweiten Schritt anhand der Wirkungsanalyse zielgerichtet weitere

Steuerungsmöglichkeiten zu erg reifen.

Der Anteil der Männer und Frauen unter den erwerbsfähigen Leistungsbe-

rechtigten sollte sich bei der Teilhabe an Maßnahmen der Arbeitsförde-

rung und beí der lntegration widerspiegeln.

Sofern bei der Analyse Ungleichgewichte identifiziert werden, sollte be-

leuchtet werden, wie die Rahmenbedingungen gestaltet sind. Wie sind die

Maßnahmen zugeschnitten? Wie können Optimierungen aussehen?

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Kinder zu betreuen haben, haben

einen erschwerten Zugang bei der Rückkehr in den Arbeitsmarkt. lnsbe-

sondere erwerbsfähige Leistungsberechtigte mit einem zu betreuenden

Kind unter drei Jahren sind dem Risiko einer langjährigen Entfernung vom

Arbeitsmarkt ausgesetzt.

Aus diesem Grund ist es angezeigt, die Fälle des $ 10 Absatz 1 Nr. 3

SGB ll zu analysieren und rechtzeitig Handlungsbedarfe abzuleiten.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Land Ham-

burg vereinbaren als Schwerpunkt der Arbeitsmarkt- und lntegrati-

onspolitik in der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf Landes-

ebene nach $ 18b Absatz I Satz 3 SGB ll für das Jahr 2017, dass

die Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt analysiert und

befördert wird. Dabei soll der Fokus auf eine den Lebensun-

terhalt sichernde und nachhaltige lntegration zur Vermeidung

einer langfristigen Hilfebedürftigkeit gelegt werden.

Dazu sollen auch die Gründe differierender Aktivierungsquo-

ten geschlechtsspezifisch analysiert werden.

a



a eine Analyse über die Wirkung der Maßnahmen - unterschie-

den nach weiblichen und männlichen en¡verbsfähigen Leis-

tungsberechtigten und den jeweiligen Anteilen an Alleiner¿ie-

henden dabei - durchgeführt wird. Die Analyse sollte unter an-

derem die öffentlich geförderten Beschäftigungen, die Förde-

rung der beruflichen Weiterbildung, die Maßnahmen zur Akti-

vierung und beruflichen Eingliederung (differenziert nach

Maßnahmen beieinem Träger und bei einem Arbeitgeber) so-

wie die Eingliederungszuschüsse berücksichtigen. Auf etwa-

ige Handlungsbedarfe soll durch Steuerungsmaßnahmen rea-

giert werden.

soweit die technischen Voraussetzungen für statistische Aus-

wertungen vorliegen, erhoben werden soll, wie viele en¡verbs-

fähige Leistungsberechtigte pro Jahr unter den Anwendungs-

fall des $ l0 Absatz 1 Nr. 3 SGB ll fallen, wie diese Zahl sich

auf weibliche und männliche erwerbsfähige Leistungsberech-

tigte aufteilt, wie viele von diesem Personenkreis in Partner-

schaft und wie viele alleinerziehend sind sowie die durch-

sch n ittl iche Dauer, fü r die en¡verbsfäh i ge Leistu n gsberechti gte

aufgrund der Anwendung dieser Ausnahme von der Zumut-

barkeit als nicht arbeitslos eingestuft werden.

a

Díe Regionaldirektion Nord wird durch das BMAS über diesen Beschluss

des Kooperationsausschusses informiert und gebeten, diese Vereinba-

rung bei der Umsetzung der Grundsicherung auf Landesebene in der ge-

meinsamen Einrichtung zu berücksichtigen und das Jobcenter darüber zu

informieren.



Der Kooperationsausschuss wird sich gemäß $ 18b Abs. 1 SGB ll über

die Entwicklung in der gemeinsamen Einrichtung mindestens zu folgenden

Terminen untenichten lassen :

14 Tage vor der Sitzung des Kooperationsausschusses zur Entwick-

lung in der gemeinsamen Einrichtung und insbesondere zu ausge-

wäh lten erfolg reichen Ma ßna h men und Steueru ngsaktivitäten.
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Berlin, 19.1O.2017

Ort, Datum Dr. Langer

Vertreterin des BMAS
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Ort, Datum Lotzkat

Vertreterin der BASFI


